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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 1: Verwaltungsverfahren
Lernziel 1.2: Öffentlich-rechtlicher Vertrag

Lernziel laut Stoffgliederungsplan

Der Teilnehmer soll die Handlungsform „Öffentlich-rechtlicher Vertrag“ und deren praktische Anwendungsfelder anhand ausgewählter Beispiele kennen und verstehen.

A. Überblick
I. Ausgangspunkt

Art. 9 BayVwVfG: Das Verwaltungsverfahren im Sinn dieses Gesetzes ist die nach außen wirkende Tätigkeit der Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass eines Verwaltungsakts oder auf den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gerichtet ist; es schließt den Erlass des Verwaltungsakts oder den Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrags ein.
II. Rechtsquellen (Systematik)

	Art. 62 BayVwVfG: 1Soweit sich aus den Art. 54 bis 61 nichts Abweichendes ergibt, gelten die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes. 2Ergänzend gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.

	Art. 54 – 61 BayVwVfG
	BayVwVfG (v.a. Art. 9 ff.)
	BGB (v.a. §§ 145 ff.)

	lex specialis
lex generalis



III. Begriff

	Art. 54 Satz 1 BayVwVfG: Ein Rechtverhältnis auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts kann durch Vertrag begründet, geändert oder aufgehoben werden (öffentlich-rechtlicher Vertrag), soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen.



Öffentlich-rechtlicher Vertrag =
die Setzung von Rechtsfolgen des öffentlichen Rechts
durch Einigung von mindestens zwei Rechtssubjekten.

B. Praktische Bedeutung
I. Baurecht

· Erschließungsvertrag (§ 124 BauGB)
· Erschließungsbeitragsablösungsvertrag (§ 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB)
· Städtebaulicher Vertrag (§ 11 BauGB)
· Folgekostenvertrag nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB
· Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, § 12 BauGB
· Stellplatzablösevertrag (Art. 53 BayBO)
II. Kommunalrecht

· Public Private Partnership
· Zweckvereinbarung (koordinationsrechtlicher Vertrag, s.u. C.)
C. Vertragsarten

	koordinationsrechtlicher öffentlich-rechtlicher

Vertrag
	Subordinationsrechtlicher öffentlich-rechtlicher Vertrag

	
	Art. 54 Satz 2: Insbesondere kann die Behörde, anstatt einen Verwaltungsakt zu erlassen, einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit demjenigen schließen, an den sie sonst den

Verwaltungsakt richten würde.

	Gleichordnung der Beteiligten (in der Regel Träger der öffentlichen Verwaltung)
	Über- / Unterordnung

der Beteiligten (in der Regel

Träger der öffentlichen Verwaltung und Bürger)

	Z.B. Zweckvereinbarung (vgl. Peter Lehmann, S. 167 f.),

Art. 7 Abs. 1 KommZG: Gemeinden, Landkreise und Bezirke können durch öffentlich-rechtlichen Vertrag eine Zweckvereinbarung abschließen.
	Austauschvertrag
	Vergleichsvertrag


	
	Art. 56 Abs. 1 Satz 1: Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinn des Art. 54 Satz 2, in dem sich der Vertragspartner der Behörde zu einer Gegenleistung verpflichtet, kann geschlossen werden, wenn die Gegenleistung für einen bestimmten Zweck im Vertrag vereinbart wird und der Behörde zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben dient.
	Art. 55: Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinn des Art. 54 Satz 2, durch den eine ... bestehende Ungewissheit durch gegenseitiges Nachgeben beseitigt wird (Vergleich), kann geschlossen werden, wenn die Behörde den Abschluss des Vergleichs zur Beseitigung der Ungewissheit nach pflichtgemäßem Ermessen für zweckmäßig hält.


D. Zulässigkeit
I. Formelle Zulässigkeit

1. Zuständigkeit

· Sachlich: besonderes Verwaltungsrecht (z.B. § 124 BauGB)
· Örtlich: i.d.R. Art. 3 BayVwVfG (vgl. aber § 206 Abs. 1 Satz 1 BauGB)
2. Form

Art. 57 BayVwVfG: Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftlich
 zu schließen, soweit nicht durch Rechtsvorschrift ein andere Form vorgeschrieben ist.

3. Verfahren

Art. 58 BayVwVfG:
(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rechte eines Dritten eingreift, wird erst wirksam, wenn der Dritte schriftlich zustimmt.

(2) Wird anstatt eines Verwaltungsakts, bei dessen Erlass nach einer Rechtsvorschrift die Genehmigung, die Zustimmung oder das Einvernehmen einer anderen Behörde erforderlich ist, ein Vertrag geschlossen, so wird dieser erst wirksam, nachdem die andere Behörde in der vorgeschriebenen Form mitgewirkt hat.

II. Materielle Zulässigkeit

· Allgemeine Grundsätze (vgl. Art. 54 Satz 1 Halbsatz 2 BayVwVfG)

· Besondere Voraussetzungen des jeweiligen Vertrags (s.o. C.).
E. Anpassung und Kündigung
Art. 60 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG: Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, sich seit Abschluss des Vertrags so wesentlich geändert, dass einer Vertragspartei das Festhalten an der ursprünglichen vertraglichen Regelung nicht zuzumuten ist, so kann diese Vertragspartei eine Anpassung des Vertragsinhalts an die geänderten Verhältnisse verlangen oder, sofern eine Anpassung nicht möglich oder einer Vertragspartei nicht zuzumuten ist, den Vertrag kündigen.
F. Fehlerhaftigkeit: Nichtigkeit oder Unbeachtlichkeit
I. Art. 59 Abs. 1 BayVwVfG: Vorschriften des BGB

	§§ 104 f. BGB
	Geschäftsunfähigkeit

	§ 116 Satz 2 BGB
	Geheimer (aber bekannter) Vorbehalt

	§ 117 BGB
	Scheingeschäft

	§ 118 BGB
	Mangel der Ernstlichkeit

	§§ 119 ff., 142 BGB
	Anfechtung

	§ 125 BGB
	Formmangel (s.o. D.I.2.)

	§ 134 BGB
	Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot

	§ 138 BGB
	Verstoß gegen die guten Sitten

	§ 770 BGB
	Irrtum über die Vergleichsgrundlage


II. Subordinationsrechtlicher Vertrag: Art. 59 Abs. 2 BayVwVfG

	Nr. 1
	Nr. 2
	Nr. 3
(Vergleichsvertrag)
	Nr. 4
(Austauschvertrag)

	Nichtigkeit
Rechtswidrigkeit
eines Verwaltungsakts mit entsprechendem Inhalt

	Art. 56 Abs. 1 Satz 2: Die Gegenleistung muss ... angemessen sein und im sachlichen Zusammenhang mit der vertraglichen Leistung der Behörde stehen.


	Art. 44 BayVwVfG

	nicht nur (unbeachtlicher)

Verfahrens- oder Formfehler

i.S.d. Art. 46 BayVwVfG
	

	
	Kenntnis
der Vertragsparteien
	Fehlende

Voraussetzungen (s.o. C.) 
	


III. Teil- und Gesamtnichtigkeit

Art. 59 Abs. 3 BayVwVfG: Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Vertrags, so ist er im Ganzen nichtig, wenn nicht anzunehmen ist, dass er auch ohne den nichtigen Teil geschlossen worden wäre.
G. Anhang: Literatur

· Peter Lehmann: Allgemeines Verwaltungsrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule, 2003 (Band 3), S. 104 – 110 (Nr. 9: Der öffentlich-rechtliche Vertrag)
� 	Z.B. darf sich eine Gemeinde nicht durch öffentlich-rechtlichen Vertrag verpflichten, einen Bebauungsplan mit einem bestimmten Inhalt zu erlassen, da § 2 Abs. 3 BauGB ausdrücklich Ansprüche Einzelner auf Bauleitplanung ausschließt; Peter Lehmann, S. 105.


� 	Vgl. § 106 VwGO für den Prozessvergleich vor dem Verwaltungsgericht.


� 	Zur Schriftform vgl. § 126 BGB (Art. 62 Satz 2 BayVwVfG).


� 	Für öffentlich-rechtliche Verträge, die eine Verpflichtung zur Übertragung von Grundeigentum enthalten, ist eine notarielle Beurkundung erforderlich, § 311 b Abs. 1 BGB (Art. 62 Satz 2 BayVwVfG).


� 	Beispiel: Mit öffentlich-rechtlichem Vertrag kann eine Baugenehmigung, die nachbarschützende Rechte berührt, erst wirksam vereinbart werden, wenn die schriftliche Zustimmung des Nachbarn vorliegt; Peter Lehmann, S. 108.


� 	Beispiel: Das Landratsamt muss vor dem Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags über eine Baugenehmigung das schriftliche Einvernehmen der betreffenden Gemeinde einholen (§ 36 BauGB); Peter Lehmann, S. 108.


� 	Vgl. hierzu das Extra-Skript zur Rechtsmäßigkeit des Verwaltungsakts, Abschnitt B.


� 	Beispiel für einen Verstoß gegen dieses Koppelungsverbot: Das Landratsamt vereinbart als Gegenleistung für eine gaststättenrechtliche Genehmigung die Lieferung von Freibier für Betriebsfeiern; Peter Lehmann, S. 108.


� 	Vgl. hierzu das Extra-Skript zum Thema „Fehlerhafte Verwaltungsakte“, Abschnitt B.





( by RA Dr. Thomas Troidl 02.01.05 (www.rae-schlachter.de)


